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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az: B 4 RA 350/05 B 

 

 

 
............................................................................................................................, 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter:  ....................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
vertreten durch das Direktorium, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

 

 

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Oktober 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie die Richter   H u s m a n n 

und   Dr.  K n ö r r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts für das Saarland vom 10. November 2005 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 
 

G r ü n d e : 

 

Die Klägerin begehrt in der Hauptsache, ihr ab 9. Oktober 2001 ein Recht auf Rente wegen teil-

weiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit zuzuerkennen. Klage und Berufung gegen die 

ablehnende Entscheidung der Beklagten hatten keinen Erfolg. Das Landessozialgericht (LSG) 

hat in seinem Urteil vom 10. November 2005 ua ausgeführt: Die Klägerin sei nicht berufsunfä-

hig, denn sie könne mit ihrem gesundheitlichen Leistungsvermögen noch eine mindestens 

sechsstündige Tätigkeit als Bürokauffrau ausüben. 

 

Mit der Beschwerde wendet sich die Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des LSG. 

 

Die Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 Satz 2 und 3 Sozialge-

richtsgesetz (SGG) als unzulässig zu verwerfen, denn die Klägerin hat in der Beschwerdebe-

gründung entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG den allein geltend gemachten Revisionszulas-

sungsgrund eines Verfahrensmangels, auf dem die Hauptsacheentscheidung des LSG beruhen 

kann (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), nicht in der gebotenen Weise bezeichnet. 

 

Soweit die Klägerin rügt, das LSG hätte eine Anfrage bei der Bundesagentur für Arbeit stellen 

müssen, macht sie sinngemäß eine Verletzung der Amtsermittlungspflicht (§ 103 SGG) geltend. 

Hierauf kann jedoch ein Verfahrensmangel nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweis-

antrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist (§ 160 Abs 2 Nr 3 

Halbsatz 2 SGG). Die Klägerin hat weder dargelegt, dass sie einen Beweisantrag gestellt hat, 

noch dass dieser den Voraussetzungen der Zivilprozessordnung genügt. Die Klägerin hat au-

ßerdem nicht vorgetragen, dass sie an diesem "Beweisantrag" in der mündlichen Verhandlung 

vor dem LSG festgehalten hat und dieser protokolliert oder zumindest im Urteil des LSG aufge-

führt worden ist. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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